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Nr. 159.
Gesetz für den Landesteil Oldenburg, betreffend die Abänderung des

Gesetzes, betreffend die Erhebung einer Steuer vom bebauten
Grundbesitz, vom 25. Mai 1927 (GBl. Bd. 45 Seite 213).

Oldenburg, den 30. Mai 1928.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt:
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Die Erhebung der Steuer vom bebauten Grund¬

besitz erfolgt für das Rechnungsjahr 1928 auf Grund

des Gesetzes für den Landesteil Oldenburg , betreffend

die Erhebung einer Steuer vom bebauten Grundbesitz,

in der Fassung der Bekanntmachung des Staatsmini¬

steriums vom 25 . Mai 1927 (GBl . Bd . 45 S . 213 ) ,

nach Maßgabe der folgenden Abänderungen:
I. Im K 10 Abs . 1 wird in Zeile 3 die Zahl

„20 " durch „ 30 " und unter a bis c je das Wort

„Friedensmiete " durch „ Steuermiete " ersetzt und
unter ä hinzugefügt : „ 6 ) bei einer Belastung bis zu

30 vom Hundert des Friedenswertes 12,5 vom Hundert
der Steuermiete ."

II . Eine Ermittlung der Friedensmieten ( § Z 12 ff.

des Gesetzes ) erfolgt nicht , soweit nicht übergangene Ge¬

bäude nachveranlagt werden müssen . Als ermittelte
elten die für - den Veranlagungszeitraum

öffentlicher Bekanntmachung , welche eine Belehrung uver

das Rechtsmittel des Einspruchs enthalten mutz , zur Ein¬

sicht der beteiligten Gebäudeeigentümer eine Woche öffent¬

lich aus . Die Bekanntmachung hat mindestens in den

Oldenburgischen Anzeigen und im Eitterkasten der Ge¬

meinde zu erfolgen . Das Rechtsmittel des Einspruchs

(Z 14 Abs . 2 des Gesetzes ) ist binnen zwei Wochen

nach Ablauf der Auslegungsfrist beim Katasteramt ein¬

zulegen.
III . Das Staatsministerium wird ermächtigt , den

Hundertsatz der reinen Friedensmiste des Z 23 Abs . 1

Satz 1 und Abs . 4 (Steuerersatz ) so festzusetzen , datz

die Steuer für den Veranlagungszeitraum 1928 außer

den Kosten der Veranlagung und Hebung einen Rein¬

ertrag von 2 200 000 KlK erbringt.

4^ ^ °L ^ ^ -182^ ^ermi4telten nicht erteilt . Die Katasterämter legen
ittol ten Friedensmieten nach vorheriger

Friedensmieten . Neue Ermittlungs-
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IV. Im Z 24 des Gesetzes wird Abs. 1 gestrichen.
Abs. 2 wird Abs. 1 und als Abs. 2 folgender Absatz
eingeschaltet:

„Das Staatsministerium wird ermächtigt, bis zur
Zustellung der neuen Steuerbescheide Vorauszahlungen
aus die Steuer zu fordern, die jedoch für einen in deu
Veranlagungszeitraum fallenden Kalendermonat ein
Zwölftel der nach dem Steuerbescheid für den̂ Veran-
lagungszeitraum̂ 93? zu zahlenden Steuer nicht über¬
steigen dürfen."

Oldenburg, den 30. Mai 1928.

Staatsministerium.
In Vertretung des

Ministerpräsidenten:
(Siegel) Or. Driver . vr . Millers.

Or. Eisenbart.

Nr. 160.
Gesetz für den Landesteil Oldenburg über das Diensteinkommen der

Direktoren und landwirtschaftlichen Fachlehrer an den landwirt¬
schaftlichen Schulen.

Oldenburg , den 30. Mai 1928.

Das Staatsministerium vertündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt:

8 1-
Für das Diensteintommen der Direktoren und land¬

wirtschaftlichen Fachlehrer an den landwirtschaftlichen
Schulen gelten die Bestimmungen des Besoldungsgesetzes,
soweit nicht nachstehend etwas anderes bestimmt ist.
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8 2.

Die planmäßig angestellten Direktoren und Lehrer
erhalten das Diensteinkommen nach der Besoldungs¬
gruppe ^ 2a des Besoldungsgesetzes.

8 3.

Das Besoldungsdienstalter der planmäßig ange¬
stellten Direktoren und Lehrer beginnt mit dem Tage
der planmäßigen Anstellung im Dienste einer landwirt¬
schaftlichen Schule . Die planmäßige Anstellung soll in
der Regel nicht vor Ablauf einer fünfjährigen Dienst¬
zeit an einer landwirtschaftlichen Schule des Landes¬
teils Oldenburg erfolgen . Die fünfjährige Dienstzeit be-
ginnnt mit der ersten Anstellung als Direktor oder Lehrer.
Wieweit eine anderweitig im Dienst einer öffentlichen
Verwaltung oder einer Landwirtschaftskammer verbrachte
Dienstzeit oder eine praktische Beschäftigung außerhalb
eines öffentlichen Beamtenverhältnisses angerechnet wer¬
den kann , bestimmt das Ministerium des Innern.

8 4.

Nicht planmäßig angestellte Direktoren und Lehrer
erhalten bis zur Vollendung des fünften Dienstjahres
die Vergütungen der nicht planmäßigen Landes¬
beamten als Anwärter auf Planstellen der Besoldungs¬
gruppe 2a.

8 5.
Wird einem Direktor oder Lehrer eine Dienst¬

wohnung zugewiesen , so wird ihm für diese und für
die Nutzung eines Hausgartens ein Betrag angerechnet,
dessen Höhe von der Körperschaft , welche die Schule
unterhält , mit Zustimmung des Ministeriums des Innern
bestimmt wird.
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8 6.
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober

1927 in Kraft . Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt das
Gesetz für den Landesteil Oldenburg , betreffend das
Diensteinkommen der Direktoren und landwirtschaftlichen
Fachlehrer an den landwirtschaftlichen Schulen , vom
30 . Juni 1924 außer Kraft.

8 7.
Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen

Bestimmungen werden vom Ministerium des Innern im
Verwaltungswege erlassen.

Oldenburg , den 30 . Mai 1928.

Staatsministerium.
(Siegel ) v . Finck h . L)r . Driver.

Harto ng.

Nr. 161.
Gesetz für den Landesteil Oldenburg , betreffend Änderung des Land-

wirtschaftskammergesetzes vom 22 Juni 1922.
Oldenburg , den 30 . Mai 1928.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt:

Artikel 1.

Der Artikel 39 Abs . 3 des Landwirtschaftskammer¬
gesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 22 . Mai
1926 wird durch folgende Bestimmung ersetzt:

Für Umlagepflichtige , die der Einkommensteuerpflicht
unterliegen , ist für die Berechnung der Umlage matz-
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gebend das Bewirtschaftungs- und Pachteinkommen nach
Abzug der Werbungskosten, welches bei der Veranlagung
der Umlagepflichtigen zur Einkommensteuer der Veran¬
lagung zugrunde gelegt ist, und zwar, wenn die Veran¬
lagung für einen Veranlagungszeitraum (Steuerabschnitt)
erfolgt ist, welcher in der Zeit vom 1. April bis 30. Sep¬
tember endet, das Einkommen aus dem Steuerabschnitt,
der dem Geschäftsjahr der Landwirtschaftskammer un¬
mittelbar vorhergeht ; wenn die Veranlagung für einen
Veranlagungszeitraum erfolgt ist, welcher in der Zeit
vom 1. Oktober bis 31. März endet, das Einkommen
aus dem Steuerabschnitt , welcher dem zuletzt abgelaufenen
Geschäftsjahr der Landwirtschaftskammer unmittelbar
vorhergeht.

Artikel 2.

Die auf Grund des Artikels 39 Abs. 4 des Land¬
wirtschaftskammergesetzes in der Fassung des Gesetzes
vom 22. Mai 1926 für das Geschäftsjahr der Land¬
wirtschaftskammer vom 1. April 1927 bis 31. März
1928 berechnete und erhobene Umlage wird vorbehältlich
des Ergebnisses der nach Artikel 39 Abs. 5 und Ar¬
tikel 42 Abs. 2 und 3 des Landwirtschaftskammergesetzes
zulässigen Rechtsmittel für endgültig erklärt.

Oldenburg , den 30. Mai 1928.

Staatsministerium.
(Siegel ) v. Finckh . Or . Driver.

Harto ng.
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Gesetz für den Freistaat Oldenburg wegen Aufnahme von Anleihen.

Oldenburg , den 31 . Mai 1828 . -

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,
was folgt:

8 1.

Die Staatsregierung , wird ermächtigt , die Mittel
zur Bestreitung der nach den Haushaltsplänen der Lan¬
deskassen der drei Landesteile für 1928 zu leistenden
Ausgaben , soweit die sonstigen Einnahmen nicht aus¬
reichen , durch Ausgabe von verzinslichen oder unver¬
zinslichen Schahanweisungen zu beschaffen , die in späte-
testens vier Jahren wieder einzulösen sind.

Werden die Schatzanweisungen lediglich zu dem
Zwecke verwendet , um als Unterlage eines kurzfristigen
Darlehens zu dienen , so können sie in demjenigen Be¬
trage ausgestellt werden , der erforderlich ist , um die
nach Abs . 1 zu deckenden Summen zu beschaffen.

Soweit sich die erforderlichen Mittel nicht auf dem
in Abs . 1 und 2 bezeichneten Wege beschaffen lassen,
kann die Staatsregierung unter angemessenen , der Lage
des Geldmarktes entsprechenden Bedingungen kurzfristige
Anleihen aufnehmen.

8 2 .
Die Staatsregierung wird ermächtigt,

1 . zur Umwandlung der kurzfristig aufgenommenen
Anleihen in langfristige Anleihen
a ) für den Landesteil Olden¬

burg die Summe . . . . 12 228 600AZi,
b ) für den Landesteil Lübeck die

Summe von . 235 000 „ ,
c) für den Landesteil Birkenfeld

die Summe von . . . . - 705000 „ ,
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und

2 . zur Deckung von Ausgaben

a ) des Siedlungsamts des Lan¬
desteils Oldenburg die
Summe . 2 533 000

b ) des außerordentlichen Haus¬
halts des Landesteils Lübeck
die Summe von . . . . 704000 „ ,

c) des außerordentlichen Haus¬
halts des Landesteils Birken¬
feld die Summe von . . . 870 000 „

zu beschaffen und zu diesem Zwecke durch Ausgabe von
Schuldverschreibungen oder durch langfristige Darlehen
gegen Schuldschein Anleihen zu Lasten des Freistaats
Oldenburg aufzunehmen.

8 3-
Die Anleihen ( Z 2) sind für den Gläubiger un¬

kündbar . Der Staatsregierung bleibt das Recht Vor¬
behalten , sie sowohl in ihrem Gesamtbetrags wie in
ihren einzelnen Teilen und in Teilbeträgen davon zur
Einlösung gegen Barbezahlung des Nennwertes der
Schuldverschreibungen mit einer Frist von mindestens
drei Monaten zu kündigen . Auf dieses Recht kann sie
für den Zeitraum von längstens dreißig Jahren ver¬
zichten . Auch kann sie die Verpflichtung übernehmen,
die Anleihe in mindestens 10 Jahren durch Auslosung
zu tilgen oder den Gläubigern das Recht einzuräumen,
die Rückzahlung nach einem Zeitraum von mindestens
10 Jahren zu verlangen.

Die Staatsregierung kann für die im Z 2 genannten
Beträge auch langfristige Darlehen gegen Schuldschein
zu Zins - und Tilgungsbedingungen aufnehmen , die der
Lage des Geldmarktes entsprechen.
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Die Staatsregierung wird ermächtigt , falls sich durch
die Zusammenfassung der Anleihe mit den Anleihen
anderer deutscher Länder oder von deutschen Gemeinden
und Gemeindeverbänden bessere Bedingungen erzielen
lassen , die Anleihe in Gemeinschaft mit diesen Körper¬
schaften aufzunehmen und gleichzeitig die Mithaft für
deren Anleihen zu übernehmen.

8 4.

Falls und soweit sich die Anleihen ( ß 2) in der
vorgesehenen Art nicht unter angemessenen Bedingungen
aufnehmen lassen , tonnen die Mittel nach ß 1 be¬
schafft werden.

8 5.
Derjenige Landesteil , zu dessen Gunsten dis Mittel

beschafft werden , übernimmt den beiden anderen Landes¬
teilen gegenüber die Gewähr , daß sie in keiner Weise
jemals aus Anlaß dieser Anleihe in Anspruch genommen
werden.

8 6 .

Das Ministerium der Finanzen erläßt die näheren
Bestimmungenn über die Einrichtung der Schuldver¬
schreibungen und Schatzanweisungen , über die Festsetzung
des Zinsfußes und das sonst zur Vollziehung des Ge¬
setzes Erforderliche.

8 7-
Auf Grund des Anleihegesetzes für den Freistaat

Oldenburg vom 20 . Mai 1927 dürfen fernerhin keine
Anleihen mehr aufgenommen werden.
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s 8. ,

Dieses Gesetz tritt - mit dem Tage seiner Verkündung
in Kraft.

Oldenburg , den 31. Mai 1928.
Staatsministerium.

(Siegel ) v. Fi näh . Oe. Millers.

Or . Eisenbart.

Nr. 163.
Gesetz für den Landesteil Oldenburg zur Ausführung der Reichs¬

versicherungsordnung.
Oldenburg, den 31. Mai 1928.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt:

Einziger Artikel.
Das Staatsministerium wird gemätz Z 1037 der

Reichsversicherungsordnung ermächtigt, das Verfahren
bei dem Umlegen und Erheben der Beiträge zur Be¬
rufsgenossenschaft Oldenburger Landwirte abweichend von
ZZ 1014 bis 1027 b der Reichsversicherungsordnung zu
regeln.

Oldenburg , den 31. Mai 1928.

Staatsmimsterium.
(Siegel ) v. Finckh . vr . Millers.

Or . Eisenbart.
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